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Vormundschaftsrechtliche Zuständigkeit für einen Wanderknecht

Sachverhalt

Vor einem Jahr wurde in einer unserer Verbandsgemeinden von der Polizei  ein Obdachloser unter einer Brücke aufgefunden. 
Der 59jährige Mann befand sich vorgängig in Anstellung bei einem Landwirt in G. FR. Am 31. Juli 2003 erfolgte die Abmeldung von Herrn M. durch den Ex-Arbeitgeber W. in G.. Die Gemeinde G. sandte die Papiere an die Heimatgemeinde L.(BE). 

Am 16.12.2003 wird Herr M. auf dem Gemeindeboden N. (BE) aufgefunden und gleichentags ins Passantenheim der Heilsarmee in Bern überführt, wo er sich bis am 29.3.2004 aufhielt. Die diversen Kontakte zwischen dem SD des Auffindungsortes und der Gemeinde G. sowie dem Sozialdienst führen zu keinem Resultat: Die Freiburger Behörden fühlen sich nach anfänglicher mündlicher Zusage nicht zuständig für Herrn M. und senden das Dossier an den SD B. Dieser überweist es am 27.2.2004 wieder nach N. (SDAL). Gemäss Rücksprache mit der kantonalen GEF ist der Unterstützungswohnsitz in G. dahingefallen und der SDAL für die Sozialhilfe zuständig (Art. 9 ZUG). 

Allerdings misslingt der Versuch des SDAL, Herrn M. in N. anzumelden, weil ihm dort der Wohnsitz fehle.

Vom 29.03.2004 bis 28. Mai 2004 arbeitet und wohnt Herr M. dann bei Familie Z., Landwirt, in L.. Eine korrekte Anmeldung auf der Gemeinde wird nicht vorgenommen. Die Gemeinde L. meldet ihn als Wochenaufenthalter an. 

Vom 28.05.2004 bis 20. Juli 2004 arbeitet und wohnt Herr M. bei Familie P., Landwirt,  in N..  Eine korrekte Anmeldung auf der Gemeinde wird nicht vorgenommen.
Am 20.07.2004 kommt es zu einem bedauerlichen Unfall beim Landwirten in N.. Eine Fussamputation ist die Folge, und Herr M. ist seither im Spitalzentrum B. hospitalisiert. Die Sozialarbeiterin des Spitals kümmert sich um die Nachbetreuung, voraussichtlich im T.. Herr M. zeigt sich an dieser Lösung interessiert.
Der SD des Auffindungsortes hat die "erste Hilfe" vorgenommen und versucht, für den Klienten eine neue Bleibe mit Beschäftigung zu finden, welche ihm zu einer neuen zivilrechtlichen Registrierung hätte verhelfen können/sollen. Dies ist wie dargelegt misslungen. 

Es stellt sich unweigerlich die Frage der Zuständigkeit. Zur Gemeinde N. (= VerbandsGde SDAL) besteht kein Bezug. Weil die Schriften in der Heimatgemeinde L. deponiert wurden, der Klient sich in B. aufhält und der künftige Aufenthalt G. sein könnte, fragen wir bei euch an um Übernahme der Betreuung. 

Nach Angaben der bisherigen Arbeitgeber soll der Klient auch einen Aethylabusus aufweisen. Die Anmeldung bei der IV wurde gemacht. Wir finanzieren KK-Prämien und NK im Spital.
Ist L. wirklich für diesen Mann vormundschaftsrechtlich zuständig? Wenn ja, aufgrund welcher Gesetzesgrundlage? Wenn nein, wer ist für diesen Mann vormundschaftsrechtlich zuständig? Wie verhält es sich mit der sozialhilferechtlichen Zuständigkeit?
Erwägungen

1. Zur Diskussion gestellt wird zunächst die örtliche Zuständigkeit zur  vormundschaftlichen Betreuung von Herrn M. Die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach dem Wohnsitz (Art.  376, 397 ZGB; Empfehlungen der VBK in ZVW 2002 S. 205 ff.).


2. Im vorliegenden Fall handelt es sich um einen Mann, welcher durch sein Wirken den Eindruck hinterlässt, sich an keinem Ort mit der Absicht des dauernden Vebleibens einen Lebensmittelpunkt begründet zu haben. Hat eine Person weder einen freiwilligen noch einen abhängigen Wohnsitz, so weist ihm das Gesetz gemäss Art. 24 ZGB einen subsidiären, fingierten Wohnsitz zu (A. Bucher, Natürliche Personen und Persönlichkeitsschutz, 2. Auflage, N 352 S. 118; H. Riemer, Personenrecht des ZGB, N 196): Der einmal bestehende Wohnsitz einer Person bleibt bestehen bis zum Erwerb eines neuen Wohnsitzes. Der Aufenthaltsort kann nur dann als Wohnsitz fingiert werden, wenn ein früher begründeter Wohnsitz nicht nachweisbar oder ein im Ausland begründeter Wohnsitz aufgegeben und in der Schweiz kein neuer begründet worden ist. Offenbar ist im Falle von Herrn M. ein früherer Wohnsitz nachweisbar (wahrscheinlich G., und wenn er dort nur vorübergehend als Aufenthalter gewesen wäre, ein in der Fallschilderung nicht erwähnter früherer Wohnort).


3. Damit am Aufenthaltsort Wohnsitz begründet werden kann, muss nebst der Absicht des dauernden Verbleibens die betreffenden Person dort bewohnbare Räume benützen können (BGE  87 II 11). Clochardierende Personen (wohnen unter der Brücke) können nach dieser Bundesgerichtspraxis an ihrem Aufenthaltsort keinen Wohnsitz begründen. Damit fällt die Gemeinde N. als Wohnsitz nicht in Betracht, der Entscheid der dortigen Einwohnerkontrolle erscheint korrekt.


4. In Betracht fallen damit gemäss Art. 24 ZGB entweder G., N. oder L.. Aufgrund der erhaltenen Informationen lässt sich kein abschliessendes Urteil bilden. War Herr M. in G.s angemeldet und hat er dort Steuern bezahlt und sein Stimmrecht ausgeübt, kann dies als starke Indizien, aber nicht  als abschliessender behördlicher Nachweis für die dortige seinerzeitige Wohnsitznahme dienen (BGE 127 V 241; 125 III 101). Es hängt allerdings auch von der Dauer und der Beziehung zum Ort ab. War Herr M. auch in G. nur „Störknecht“, also vorübergehend für kurze Zeit, so ist sein vorheriger Wohnsitz in Erfahrung zu bringen. War er dagegen auf dem Hof in G. für unbestimmte Zeit angestellt und hat er dort tatsächlich gewohnt, dürfte Wohnsitz angenommen werden.


5. Ob Herr M. in L.  oder N. nachfolgend Wohnsitz begründen konnte, hängt von den Anstellungsumständen ab.  Zwar kann auch ein zeitlich limitierter Aufenthalt zu Wohnsitznahme führen, wenn sich die betreffende Person an diesem Ort einen neuen Lebensmittelpunkt begründet hat (A. Bucher, a.a.O. N 371) und die Dauer nicht kurz war. Aufgrund der Fallschilderung erscheint es fraglich, in welcher Funktion Herr M. auf den Höfen in L. und N. angestellt war. Je nach dem hätte insbesondere N. den früheren (sehr wahrscheinlichen) Wohnsitz G. ablösen können. Dazu fehlen aber die nötigen Informationen.


6. Eine Anknüpfung an die Heimatgemeinde gemäss Art. 376 Abs. 2 ZGB (eidgenössischer Vorbehalt zugunsten der Heimatzuständigkeit) ist im Kanton Bern gestützt auf Art. 28 EZ ZGB BE möglich. Allerdings steht den Burgergemeinden und burgerlichen Korporationen die Vormundschaftspflege über ihre im Kanton wohnenden Burger gemäss ihrer Organisation nur solange zu, als sie die burgerliche Armenpflege beibehalten. Wenn die Burgergemeinde L. noch für die Armenpflege ihrer  im Kanton Bern wohnhaften Burger zuständig ist, wäre ihr dann das Dossier zu überweisen, wenn Herr M. in L. (BE) oder N. (BE) Wohnsitz begründet hat. Ob dies zutrifft, ist wie unter Ziff. 5 dargelegt anhand der Anstellungsumstände zu ermitteln. Begründet Herr M. gestützt auf Art. 24 Abs. 1 ZGB bis heute gesetzlichen Wohnsitz in G., was auch dann möglich ist, wenn seine Schriften nicht mehr dort deponiert sind (Basler Kommentar ZGB I-Staehelin N 23 zu Art. 23), fällt die Heimatzuständigkeit auf jeden Fall ausser Betracht, weil G. im Kanton Freiburg und nicht im Kanton Bern liegt.


7. In sozialhilferechtlicher Hinsicht verhält es sich etwas anders. Mit der Aufgabe seines Domizils in G. (immer in der Annahme, er habe dort Wohnsitz begründet) hat Herr M. seinen Unterstützungswohnsitz im Kanton Freiburg gemäss Art. 9 ZUG verloren. In zeitlicher Hinsicht massgeblich für diesen Verlust ist die polizeiliche Abmeldung, sofern keine andern Tatsachen diesen Sachverhalt zu belegen vermögen (Art. 9 Abs. 2 ZUG). Den Unterstützungswohnsitz hätte Herr M. nur dann nicht verloren, wenn er von G. aus in ein Heim, Spital oder eine Anstalt eingetreten wäre (Art. 9 Abs. 3 ZUG). Das ist aber nicht der Fall: Der Heimeintritt erfolgte erst, nachdem Herr M. seinen Wohnsitz in G. aufgegeben hatte.


8. Ob Herr M. nach seinem vorübergehenden Heimaufenthalt durch seine Beschäftigung auf den Höfen in L. und N. einen neuen sozialhilferechtlichen Wohnsitz begründet hat, richtet sich nach Art. 4 ZUG, welcher sich an die Bestimmungen der Art. 23-25 ZGB anlehnt. Danach hat Herr M. dort Wohnsitz begründet, wenn er sich mit der Absicht des dauernden Verbleibens in die je betreffenden Arbeitsverhältnisse begeben hat. Es wird auf die Ausführungen unter Ziff. 5 hievor verwiesen.


9. Sofern Herr M. seinen zivilrechtlichen Wohnsitz in G. (als subsidiärer Wohnsitz mangels Begründung eines neuen) im Sinne von Art. 24  ZGB behalten hat (vergl. Ziff. 4 und 5 hievor), verlor er seinen Unterstützungswohnsitz (Art. 9 Abs. 1 ZUG) und verfügt mangels Absicht des dauernden Verbleibens über keinen  neuen Unterstützungswohnsitz mehr . Zuständig für die Betreuung ist diesfalls gemäss Art.  12 SHV Kt. Bern und 12 Abs. 2 ZUG die Aufenthaltsbehörde (N. bezw. Kanton Bern). Die Rückerstattung der gewährten Leistungen richtet sich im interkantonalen Verhältnis nach Art. 15 ZUG  (vollumfängliche Rückerstattung durch Heimatgemeinde), im innerkantonalen Verhältnis nach Art. 47 SHG und Art. 17 SHV Kt. Bern (welche die Rückerstattungspflicht auf Burgergemeinden mit burgerlicher Sozialhilfe beschränken, weil sich die übrigen Burgergemeinden an der Finanzierung des Lastenausgleichs beteiligen müssen). Im vorliegenden Fall wäre L.demnach nicht beteiligt.


10. Sofern Herr M. dagegen in L. oder N., welches beide bernische Gemeinden sind, Wohnsitz begründet (was anhand seiner Lebensumstände zu ermitteln ist), so richtet sich die sozialhilferechtliche Zuständigkeit nach Art. 46 SHG. Daran ändert weder der Aufenthalt im Spital B. noch ein eventueller Eintritt ins Heim T. in G. etwas, weil der Eintritt in ein Heim, ein Spital oder eine Anstalt einen bestehenden Unterstützungswohnsitz nicht beendet (Art. 9 Abs. 3 ZUG). Die je betreffende Gemeinde – wahrscheinlich N. – wäre diesfalls für die sozialhilferechtliche Betreuung verantwortlich.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 7. Januar 2005
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